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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Erbschaftsteuergesetzes 

— Drucksache 598 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus 


Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung vom 
15. Januar 1959 den Regierungsentwurf — Druck- 
sache 598 — beraten. Er ließ sich vom Vertreter des 
Bundesfinanzministeriums einen Überblick über die 
vorgeschlagene Gesetzesänderung geben. Der Ent- 
wurf trägt dem Beschluß des Bundestages Rechnung, 
nach dem Ansprüche, die einem Ehegatten auf Grund 
der Neuregelung des Ehegüterrechts bei Auflösung 
der Ehe durch Tod, Scheidung oder aus sonstigen 
Gründen zustehen, von der Erbschaft- und Schen- 
kungsteuer freizustellen sind. Um dies zu errei- 
chen, mußten Bestimmungen des Erbschaftsteuer- 
gesetzes geändert werden. Der Finanzausschuß hat 
dem Entwurf im wesentlichen zugestimmt. 

Durch die Einfügung des § 5a wird erreicht, daß 
beim Tod eines Ehegatten, wenn der Zugewinn 
nicht ausgeglichen wird, ein Viertel der Erbschaft 
als Zugewinn erbschaftsteuerfrei bleibt. Wird der 
Zugewinn ausgeglichen, so bleibt die Ausgleichs- 
forderung erbschaftsteuerfrei. Praktisch bedeutet 
dies, daß im ersteren Falle die Verdoppelung des 
Anteils des überlebenden Ehegatten an der Erb- 
schaft nicht zu einer Erhöhung der Erbschaftsteuer 
führt. 

§ 8b bringt durch Anrechnung von im Ausland 
gezahlter Erbschaftsteuer auf die im Inland zu 
zahlende Erbschaftsteuer eine Verbesserung für 
den Steuerpflichtigen. 

Entgegen der Regierungsvorlage hat der Finanz- 
ausschuß in Absatz 3 die Nr. 2 gestrichen, nach der 
die Anrechnung auf Schenkungen und Zweckzuwen- 


dungen unter Lebenden nicht erfolgen sollte; der 
Ausschuß hielt die technischen Schwierigkeiten, 
welche die Regierung zur Begründung dieser Aus- 
nahme anführte, nicht für so schwerwiegend, um 
deshalb die auch sonst bestehende Gleichbehand- 
lung von Schenkung- und Erbschaftsteuer in dieser 
Hinsicht zu beseitigen. 

Weiterhin soll § 17a geändert werden. Die bis- 
herige Fassung hat dazu geführt, daß in Fällen, in 
denen der überlebende Ehegatte Vorerbe der Kin- 
der des Erblassers, die nicht seine leiblichen Kinder 
sind, ist, der Freibetrag des § 17a nicht gewährt 
wird. § 17a wird nunmehr zugunsten eines vor- 
erbenden Ehegatten, der nicht gemeinsame Kinder 
mit dem Erblasser hat, erweitert. 

Eine Änderung des § 18 Abs. 1, die insbesondere 
im Interesse der freien Berufe gewünscht worden 
war, erfolgte dagegen nicht, obwohl der Ausschuß 
nicht verkannte, daß erbschaftsteuerrechtlich Sozial- 
versicherungen und private Versicherungen nicht 
gleichbehandelt sind. Die Bundesregierung soll in 
einer Entschließung ersucht werden, die Möglich- 
keiten für eine Gleichbehandlung zu überprüfen. 

Bezüglich § 37a war der Finanzausschuß der Auf- 
fassung, daß diese Ermächtigungen für die Bundes- 
regierung den Erfordernissen des Artikels 80 GG 
entsprechen. 

Im übrigen nahm der Finanzausschuß den Regie- 
rungsentwurf an einschließlich der Bestimmungen, 
die sich aus dem Wegfall der Fideikommisse er- 
geben. 


Bonn, den 29. Januar 1959 


Frau Dr. Diemer-Nicolaus 

Berichterstatterin 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 598 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 

d) in Nummer 6 der § 8b Abs. 3 folgende Fas- 
sung erhält: 

„(3) Absatz 1 ist nicht im Verhältnis zu 
einem ausländischen Staat, mit dem Abkom^ 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
besteht, anzuwenden.“, 

b) folgende neue Nummer 8a eingefügt wird: 

8d. § 17a wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

In Absatz 1 werden 

a) in Nummer 3 der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und das Wort „oder“ 
angefügt, 

b) hinter der Nummer 3 die folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. Kinder des Erblassers oder Ab- 
kömmlinge dieser Personen, die 
vom Erblasser zu Nacherben des 
auf den Ehegatten übergegange- 
nen Vermögens eingesetzt wor- 
den sind.“ 

c) in Nummer 11 Buchstabe a das Wort „Bei- 
strich“ durch das Wort „Komma“ ersetzt wird, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Möglichkeiten für eine Gleichbehandlung 
von privaten Alters- und Hinterbliebenenver- 
sicherungen mit der Sozialversicherung zu prü- 
fen und dem Bundestag Vorschläge zu machen, 
die diese Gleichbehandlung sicherstellen. 


Bonn, den 15. Januar 1959 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Frau Dr. Diemer-Nicolaus 

Berichterstatterin 
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